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Zusammenfassung
Wie jedes andere Land in der Welt bleibt auch Polen gegenüber den Ereignissen im Nahen Osten nicht gleich-
gültig. Eines der wichtigsten Probleme dieser Region ist und bleibt der israelisch-palästinensische Konflikt, 
von dessen Ausmaß und Schwere wir uns aktuell überzeugen können. Diese Analyse ist der Versuch, das 
Verhältnis Polens zu diesem Konflikt darzustellen.

Die Geschichte des 
israelisch-palästinensische Konfliktes
Es ist schwer, eindeutig festzulegen, wann der israelisch-
palästinensische Konflikt begann. Erste Spannungen 
zwischen dem jüdischen Volk in Palästina und den dort 
lebenden Arabern entwickelten sich schon Ende des 19. 
Jahrhunderts. Sie verstärkten sich mit der zunehmen-
den jüdischen Emigration aus Europa.

Die zionistische Idee, deren Grundgedanke es war, 
einen jüdischen Staat auf dem Gebiet des ottomani-
schen (später britischen) Palästina aufzubauen, stieß auf 
immer stärkeren Widerstand der arabischen Einwoh-
ner der Region. Daraus entwickelten sich Spannungen, 
die sich in einen offenen Konflikt verwandelten. 1929 
kam es zu einem Pogrom an den Juden in Hebron, 1936 
begann der arabische Aufstand, der sowohl gegen die 
Juden gerichtet war als auch gegen die Briten im Völ-
kerbundsmandat für Palästina.

1947 beschloss die Generalversammlung der neu ent-
standenen Organisation der Vereinten Nationen (Uni-
ted Nations – UN) den UN-Teilungsplan für Palästina 
(Resolution 181), das in einen arabischen und einen jüdi-
schen Staat geteilt wurde. Die Juden akzeptierten diese 
Lösung, die Araber nicht.

Am 14. Mai 1948 rief David Ben-Gurion durch Ver-
lesung der Unabhängigkeitserklärung den Staat Israel 
aus – einen jüdischen Staat in Palästina. Einen Tag spä-
ter drangen ägyptische, irakische, syrische, transjordani-
sche und libanesische Militäreinheiten in das Gebiet des 
neuen Staates ein. Über den Angriff auf Israel hatte die 
Arabische Liga entschieden. Die arabischen Einwohner 
Palästinas nahmen ebenfalls an dem Konflikt teil, waren 
jedoch nicht Subjekte der Auseinandersetzung; ihre Inte-
ressen wurden von den Nachbarstaaten vertreten.

Im Ergebnis des sog. ersten arabisch-israelischen 
Krieges wurde das Territorium Israels auf ca. 77 Pro-
zent des UN-Teilungsplans für Palästina vergrößert. Jor-
danien besetzte das Westjordanland (zusammen mit 
Ostjerusalem) und Ägypten den Gazastreifen. Infolge 
des Krieges flohen ca.750.000 Araber aus den Gebieten, 
auf denen Israel entstanden war, bzw. wurden vertrieben.

Ein weiterer Konflikt, der die Landkarte der Region 
umgestaltete, begann am 5. Juni 1967 mit einem Prä-
ventivschlag der israelischen Armee auf Ägypten, Jor-
danien und Syrien. Die Folge dieses sog. Sechstage-
krieges war die Kontrolle der syrischen Golanhöhen, 
des jordanischen Westjordanlandes und Ostjerusalems 
sowie der ägyptischen Sinai-Halbinsel und des Gaza-
streifens durch Israel.

Diese Ereignisse waren eine wichtige Etappe auf dem 
Weg zu einer palästinensischen Identität, wenngleich das 
arabische Volk Palästinas bereits früher begonnen hatte, 
sich gegenüber den Einwohnern der benachbarten ara-
bischen Staaten abzugrenzen.

Seit Ende der 1940er Jahre war es zu Angriffen paläs-
tinensischer Fedajin auf dem Gebiet Israels gekommen; 
1964 entstand inspiriert von den Staaten der Arabischen 
Liga die Palästinensische Befreiungsorganisation (PLO), 
die zunächst in der arabischen Welt und später global 
die Repräsentantin der arabischen Einwohner Palästi-
nas wurde.

Meiner Meinung nach beschleunigte aber erst die 
Einnahme des gesamten ehemaligen Mandatsgebietes 
Palästina durch Israel die Bildung der palästinensischen 
Nation. Ausdruck dieses Prozesses war eine sich verän-
dernde Einstellung gegenüber der PLO. Ein immer grö-
ßerer Teil der internationalen Gemeinschaft entschied 
sich, eine geeignete Form der palästinensischen Unab-
hängigkeit anzuerkennen. Ein symbolisches Ereignis, 
das den internationalen Status der PLO bestätigte, war 
der Besuch des PLO-Chefs Jassir Arafat im Sitz der 
UN-Generalversammlung im Jahr 1973. Seine Rede 
trug dazu bei, dass die Vereinten Nationen den Palästi-
nensern das Recht auf Selbstbestimmung zuerkannten.

Ein deutlicher Beweis für die Eigenständigkeit der 
palästinensischen Nation war der Beginn der ersten 
Intifada: 1987 begann ein Aufstand gegen die israeli-
sche Besatzung. Im Gegensatz zu den vorangegangenen 
Jahren, als vor allem emigrierte Palästinenser Aktionen 
zur nationalen Befreiung durchgeführt hatten, waren 
die Ereignisse Ende der 1980er Jahre von den in den 
besetzten Gebieten lebenden Palästinensern initiiert. An 
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dem Aufstand nahmen alle Schichten der palästinensi-
schen Gesellschaft teil, und er schloss, meiner Einschät-
zung nach, den Prozess der Entstehung einer modernen 
palästinensischen Nation ab.

Dies wurde auch durch die palästinensische Unab-
hängigkeitserklärung unterstrichen. 1988 entschied 
sich die PLO zur symbolischen Gründung des »Staa-
tes Palästina«, was nach dem formalen Verzicht Jorda-
niens auf die Rechte am Westjordanland und Ostjeru-
salems geschah. Die anderen Staaten mussten sich zu 
dieser Entscheidung verhalten. Die Länder des Ost-
blocks, darunter Polen, erkannten die Unabhängigkeit 
Palästinas an; ähnlich reagierte die Mehrheit der sog. 
Entwicklungsländer.

Paradoxerweise bewirkte der Ausbruch der Inti-
fada, dass sich die Haltung zur Palästina-Problematik 
auch bei der israelischen Regierung veränderte. Es kam 
zu Gesprächen zwischen den beiden entzweiten Seiten, 
wobei die Verhandlungen auch durch die internationale 
Lage beeinflusst wurden. Der Zerfall des Ostblocks und 
der Zusammenbruch der UdSSR hatten zur Folge, dass 
die Palästinenser ihre wichtigsten Verbündeten verloren. 
Es war ein guter Zeitpunkt für den Beginn der Gesprä-
che zwischen den Konfliktparteien. Ihr Ergebnis waren 
die Abkommen von Oslo 1993 in deren Folge es zur Ent-
stehung der Palästinensischen Autonomiebehörde kam. 
Beschlossen wurde außerdem, dass nach Lösung aller 
Streitfragen ein palästinensischer Staat entstehen solle.

Aus verschiedenen Gründen kam es jedoch nicht 
zur Ausbildung palästinensischer staatlicher Struktu-
ren. Die erfolglosen Gespräche in Camp David im Jahr 
2000, terroristische Anschläge sowie der Ausbruch einer 
weiteren palästinensischen Intifada machten dem Vor-
haben einen Strich durch die Rechnung.

Seitdem wurden trotz  – meist vorgetäuschter  – 
Gesprächsversuche die drängenden Fragen nicht gelöst. 
Die israelischen Regierungen bauen weiterhin die 
jüdischen Siedlungen aus und managen den Konflikt 
geschickt, indem sie die Welt zu überzeugen versuchen, 
dass es sich um ein inneres Problem Israels handele.

Auch die internen Probleme der Palästinensischen 
Autonomiebehörde bringen die Palästinenser der Erlan-
gung der faktischen Unabhängigkeit nicht näher. Die ein-
zigen Parlamentswahlen in Palästina (2006) gewann die 
extremistische Hamas, die nicht die Absicht hat, Israel 
anzuerkennen, und die die mit Israel geschlossenen 
Abkommen nicht respektiert. Unter den Palästinensern 
selbst fand ein Machtkampf statt. Die Fatah beherrschte 
das Westjordanland und die Hamas begann, unum-
schränkt im Gazastreifen zu herrschen. Trotz wiederhol-
ter Mediationen waren die beiden Seiten nicht imstande, 
eine Regierung der nationalen Einheit ins Leben zu rufen.

Die Situation der Palästinenser verschlechtert sich 
kontinuierlich. Die rechte Regierung von Ministerpräsi-

dent Benjamin Netanjahu beschränkte fortwährend die 
Rechte der palästinensischen Bevölkerung im Westjor-
danland. Mehrmals unternahm die israelische Armee im 
Gazastreifen Racheakte und reagierte damit auf paläs-
tinensischen Raketenbeschuss.

Zwar waren die Palästinenser auf internationaler 
Bühne erfolgreich (z. B. erhielten sie 2013 den Status 
eines Beobachterstaates bei den Vereinten Nationen), 
aber die Realisierung der palästinensischen Forderungen 
wurden durch den Konflikt der beiden stärksten paläs-
tinensischen Fraktionen Hamas und Fatah, Korrup-
tion und den religiösen Extremismus der Hamas sowie 
durch die fehlende gesellschaftliche Legitimierung der 
von der Welt anerkannten Fatah-Regierung erschwert.

Der bisher letzte tragische Akt des Dramas findet 
während des Verfassens dieses Textes statt. Der terro-
ristische Überfall der Hamas am 7. Oktober 2023, die 
Rache Israels in Form von Bombenangriffen auf palästi-
nensische Siedlungen im Gazastreifen sowie die Invasion 
von Soldaten der Israelischen Verteidigungsstreitkräfte 
torpedieren grundsätzlich die Hoffnung auf Frieden 
zwischen den beiden Seiten.

Die Haltung Polens
Polen war einer der Staaten, die ohne zu zögern die UN-
Resolution zum Teilungsplan für Palästina unterstütz-
ten. Für diese Entscheidung gab es mehrere Gründe. 
Erstens unterstrich die Regierung in Warschau, dass die 
jahrhundertealten Beziehungen zwischen Polen und der 
jüdischen Bevölkerung sie dazu prädestinierten, die Idee 
eines jüdischen Staates zu befürworten.

Zweitens unterstützte die Mehrheit der polnischen 
Bevölkerung dieses Projekt, da ein jüdischer Staat – nach 
den Erfahrungen des Holocaust – der Ausdruck histo-
rischer Gerechtigkeit zu sein schien.

Drittens warb die Sowjetunion stark für dessen Ent-
stehung, denn sie zählte darauf, dass in dem neuen Staat 
die ihr wohlgesonnenen Kommunisten die Macht über-
nehmen würden.

Die kommunistische Regierung, die gleich nach dem 
Zweiten Weltkrieg in Polen eingesetzt wurde, unter-
stützte die Tätigkeit zionistischer Gruppierungen nicht 
nur, indem sie Bürgern jüdischer Nationalität die Emi-
gration nach Palästina erlaubte, sondern auch indem 
sie militärische Schulungen für künftige Emigranten 
genehmigte (so im niederschlesischen Bolków, wo bis 
Oktober 1948 2.500 Personen auf den Kampf vorbe-
reitet wurden).

Bereits drei Tage nach Verkündung der Unabhän-
gigkeitserklärung durch den späteren israelischen Minis-
terpräsidenten David Ben-Gurion erkannte Polen den 
neu entstandenen Staat an. Zwar unterstützte Warschau 
nicht direkt den Kampf der Israelis mit den arabischen 
Staaten, aber ähnlich wie die Sowjetunion sprach es sich 
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für die Seite Israels aus. In dieser Zeit interessierte Polen 
das Schicksal der arabischen Einwohner Palästinas über-
haupt nicht. Kurz darauf kühlten sich die polnisch-israe-
lischen Beziehungen ab, jedoch entschied sich Warschau 
nicht, die diplomatischen Beziehungen abzubrechen.

Die Situation veränderte sich 1967. Übereinstim-
mend mit den Richtlinien aus Moskau stellte Warschau 
fest, dass Tel Aviv der Aggressor war und Ägypten, Jor-
danien und Syrien angegriffen hat. Der spektakuläre 
Sieg Israels im Sechstagekrieg war für Polen ein Vor-
wand für die sog. antizionistische Kampagne, die zur 
Emigration von ca. 12.000 polnischer Juden und Perso-
nen jüdischer Herkunft führte. Die polnischen kommu-
nistischen Machthaber warfen ihnen eine zionistische 
Einstellung und die Unterstützung Israels vor.

Auch seine Politik gegenüber dem jüdischen Staat hat 
Polen ab 1967 geändert. Es hat nicht nur die diplomati-
schen Beziehungen abgebrochen, sondern sich auch im 
Nahost-Konflikt eindeutig für die Seite der arabischen 
Länder ausgesprochen. Von nun an wird sich Warschau 
konsequent gegen Israel positionieren. Die polnische 
Diplomatie unterstützte die Haltung der internationa-
len Gemeinschaft wie sie in der Resolution 242 des UN-
Sicherheitsrates vom November 1967 zum Ausdruck 
gebracht wurde, in der von der Notwendigkeit gespro-
chen wird, dass sich Israel aus den im Sechstagekrieg 
eingenommenen Gebieten zurückzieht.

Seitdem stimmten die polnischen Vertreter im 
Forum der Vereinten Nationen gemäß den Anweisun-
gen aus Moskau und unterstützten die arabischen Län-
der. Deutlichstes Beispiel dieser Politik ist die Unterstüt-
zung für die Resolution 3379 der UN-Vollversammlung 
im Jahr 1975, die Zionismus als eine Form von Rassis-
mus bestimmte. In dieser Zeit fing Warschau an, die 
Palästinenser als Subjekt anzuerkennen. Die vorange-
gangenen diplomatischen Schritte hatten sich allgemein 
auf die arabischen Staaten bezogen, die zwar die paläs-
tinensische Sache unterstützen wollten, aber die Paläs-
tinenser dabei eher als Objekt behandelten.

Ähnlich hatte sich die polnische Diplomatie verhal-
ten. Erst in den 1970er Jahren wuchs die Bedeutung 
der PLO, die allmählich zum Repräsentanten der paläs-
tinensischen Bevölkerung auf internationaler Bühne 
wurde. Auch der polnische Staat begann, diese Orga-
nisation aktiv zu unterstützen. In der zweiten Hälfte 
der 1970er Jahre kam die erste palästinensische Ver-
tretung nach Warschau, 1982 wurde sie zur Botschaft 
der PLO erhoben, und nachdem Polen die Unabhän-
gigkeitserklärung des palästinensischen Staates im Jahr 
1988 anerkannt hatte, wurde sie von Vertretung in Bot-
schaft Palästinas umbenannt.

Den offiziellen diplomatischen Beziehungen ging 
die Aufnahme von Handelsbeziehungen voraus. Bereits 
1969 und 1970 wurden zwei Verträge über Waffenliefe-

rungen an die PLO unterzeichnet. 1984 wurden weitere 
Abkommen geschlossen, dieses Mal betrafen sie die wirt-
schaftliche und technische Zusammenarbeit.

Ein Streitpunkt bleibt nach wie vor die internatio-
nale Anerkennung der Staatlichkeit Palästinas. Zwar hat 
Polen den Akt der Proklamation eines palästinensischen 
Staates durch den Palästinensischen Nationalrat aner-
kannt, aber in der offiziellen Erklärung des Sprechers des 
polnischen Außenministeriums »wurde die Bereitschaft 
ausgedrückt, die Zusammenarbeit mit den palästinen-
sischen staatlichen Behörden ab dem Zeitpunkt ihrer 
Gründung aufzunehmen«. Das heißt, dass formal gleich-
wertige Beziehungen von dem Zeitpunkt an geknüpft 
werden sollen, wenn Palästina alle objektiven Kriterien 
der Existenz eines Staates erfüllt. Diese Interpretation 
wird auch eindeutig von einer Aussage des polnischen 
Außenministeriums im Jahr 2011 gestützt, aus der her-
vorgeht, dass Polen Palästina nicht als Staat anerkannt 
hat. Bestätigt wird sie außerdem durch die Abstimmung 
der UN-Vollversammlung über die Anhebung des Status 
Palästinas in den Rang eines Beobachterstaates: Polen 
enthielt sich bei der Abstimmung.

Das ändert jedoch nichts an der eindeutigen Unter-
stützung dafür, dass die Palästinenser als Subjekt aner-
kannt wurden, was überdeutlich bei der Abstimmung 
der Resolution der UN-Vollversammlung im Dezem-
ber 1988 zutage trat. Die Resolution war eine kollektive 
Anerkennung des palästinensischen Staates.

Seit 1967 unterstützte Polen konsequent die palästi-
nensischen Forderungen, allerdings ist darauf hinzuwei-
sen, dass dies keine Angelegenheit von primärer Bedeu-
tung für die polnische Diplomatie war. Das Vorgehen 
der polnischen Regierung ergab sich vielmehr aus der 
Haltung Moskaus, weniger aus dem tatsächlichen Inte-
resse der Volksrepublik Polen.

Das Verhältnis Polens zu den Konfliktparteien 
änderte sich im Jahr 1989. Die Systemtransformation 
in Polen zog auch einen Wiederaufbau der Beziehungen 
zu Israel nach sich. Das demokratische Polen bemühte 
sich, die beiderseitigen Beziehungen wieder aufzubauen 
und zu vertiefen. 1990 kam es zur Aufnahme diploma-
tischer Beziehungen, die sich im folgenden Jahrzehnt 
dynamisch entwickelten. Israel wurde zum wichtigsten 
Partner der Republik Polen im Nahen Osten. Neben 
objektiven Faktoren, die die Zusammenarbeit intensi-
vierten, waren auch emotional-historische Gründe von 
Bedeutung.

Beide Staaten arbeiteten rege im Bereich der Sicher-
heit und des Militärs sowie der Bildung zusammen; 
wirtschaftliche Kooperationen wurden enger. Für Israel 
wurde der Kontakt zu Polen außerdem aufgrund des 
Beitritts Polens zur Europäischen Union attraktiv. Die 
Regierung in Tel Aviv hatte die Hoffnung, dass Polen 
ein Fürsprecher für die Interessen des jüdischen Staa-
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tes in der EU wird. Dies schienen die Verlautbarungen 
führender polnischer Politiker zu bestätigen.

Im April 2008 zeigte sich Ministerpräsident Donald 
Tusk überzeugt, dass »Israel in der Europäischen Union 
keinen zuverlässigeren Fürsprecher für seine Sicherheit 
[…] als Polen finden wird«. Zur selben Zeit sagte der 
damalige Staatspräsident Lech Kaczyński, Polen »ist 
eine starke Stimme in der Europäischen Union und 
in der ganzen westlichen Welt, die die Notwendigkeit, 
den Friedensprozess fortzusetzen, unterstreicht, aber 
ebenso stark das Recht des Staates Israel und der jüdi-
schen Nation auf ein Leben in sicheren Grenzen ver-
teidigt«. Er fügte hinzu: »Es ist unzulässig, das Recht 
Israels auf die eigene Staatlichkeit in Frage zu stellen, 
und insbesondere inakzeptabel sind Erklärungen, Israel 
auszulöschen«.

Die Bedeutung der bilateralen Beziehungen unter-
strichen auch die gemeinsamen Sitzungen der Regie-
rungen beider Länder 2011, 2013 und 2016. Allerdings 
stellte sich heraus, dass Polen die Erwartungen Israels 
nicht erfüllte und nicht sein vorbehaltloser Fürsprecher 
im Forum der Europäischen Union wurde. Trotzdem 
ergaben sich auch Situationen, in denen die Haltung 
Polens als proisraelisch wahrgenommen wurde. Im Juli 
2017 kritisierte Ministerpräsident Benjamin Netanjahu 
gemeinsam mit den Ländern der Visegrád-Gruppe – 
Polen, Slowakei, Tschechien und Ungarn – die Israel-
Politik der EU.

Seit dem Beitritt Polens zur EU im Jahr 2004 kann 
man beginnen, von der Europäisierung der polnischen 
Außenpolitik zu sprechen, die insbesondere ab der Regie-
rungsübernahme durch die Bürgerplattform (Platforma 
Obywatelska – PO) im Jahr 2007 sichtbar wurde. Polen 
gab seine proamerikanische Haltung zugunsten enge-
rer Beziehungen zu den EU-Staaten auf. Dies zeigte 
sich auch im Verhalten zu Israel. Polens Standpunkt 
näherte sich zunehmend dem der großen EU-Staaten 
wie Deutschland und Frankreich an. Ausdruck dessen 
waren die gemeinsame europäische Position zum israeli-
schen Grenzzaun sowie die Bemühungen der polnischen 
Diplomatie, dass die EU-Staaten ein gemeinsames Vor-
gehen hinsichtlich der Anhebung des Status von Paläs-
tina in den Vereinten Nationen vereinbarten.

Der Prozess der Europäisierung der polnischen Akti-
vitäten auf internationaler Bühne wurde von der Folgere-
gierung aufgegeben. Die Partei Recht und Gerechtigkeit 
(Prawo i Sprawiedliwość – PiS) legte großes Misstrauen 
gegenüber der Politik der Europäischen Union an den 
Tag. Zudem kam es zu gewichtigen organisatorischen 
und personellen Veränderungen im Außenministerium 
sowie im polnischen diplomatischen Dienst.

“The centralisation of political power and the nar-
rowing of the Polish foreign policy agenda under the 
PiS government also impacted on Poland’s role in EU 

foreign policy cooperation toward the Israeli-Palesti-
nian conflict. Foreign policy on the Israeli-Palestinian 
conflict was less informed and shaped by the profes-
sional foreign policy apparatus in the foreign ministry 
that is closely linked with the CFSP-system in Brussels, 
but was increasingly centralised in the hands of a PiS 
leadership with limited foreign policy ambition, diplo-
matic experience and expertise”, stellen Joanna Dyduch 
und Patrick Müller fest.

In der Regierungszeit der PiS wurde die Außenpo-
litik Polens stärker mit der Politik der USA verknüpft. 
Ein anschauliches Beispiel dafür ist die auf Bitten der 
USA von Warschau organisierte Nahost-Konferenz im 
Februar 2019. Bei dem Treffen wurde die palästinensi-
sche Frage marginal behandelt. Ähnlich lässt sich die 
Erklärung des polnischen Außenministers verstehen, der 
das Nahost-Friedensprojekt des US-amerikanischen Prä-
sidenten Donald Trump als »wertvollen Beitrag zu einer 
intensivierten Diskussion« bezeichnete.

Warschau versuchte in dieser Zeit auch, die Kon-
takte zu den Staaten der Visegrád-Gruppe zu vertie-
fen. Im Gegensatz zur Politik der EU, die sich in den 
Beziehungen zu Israel immer bemühte, die Bedeutung 
des Friedensprozesses hervorzuheben, zog die Visegrád-
Gruppe dies nicht in Betracht. In der Praxis bedeutete 
das die Möglichkeit, die wirtschaftlichen und techno-
logischen Beziehungen zu entwickeln, ohne die Not-
wendigkeit, die Zusammenarbeit mit Israel mit dessen 
Vorgehen gegen die Palästinenser zu verbinden. Wie 
Joanna Dyduch und Patrick Müller schreiben: “for the 
most part Poland has not used the Visegrad group as 
a framework to openly challenge the EU on the Israeli-
Palestinian conflict. Rather, it was seen as a framework 
to pragmatically promote Polish interests without seek-
ing to openly compete with the EU”.

Die neue polnische Regierung, die seit Dezember 
2023 im Amt ist, wird mit Sicherheit eine andere Hal-
tung gegenüber der Europäischen Union einnehmen. 
Anzunehmen ist auch, dass ihre Position gegenüber dem 
israelisch-palästinensischen Konflikt stärker mit der 
Politik der wichtigsten EU-Staaten verknüpft sein wird.

Die Einstellung des polnischen Staates zur 
Zweistaatenlösung
Polen unterstützt eindeutig die Zweistaatenlösung im 
israelisch-palästinensischen Konflikt. Entsprechende 
Erklärungen wurden wiederholt von polnischen Poli-
tikern kundgetan. Gleich nach der Abstimmung über 
die Anhebung des Status Palästinas‘ in der UN (2012) 
unterstrich der Botschafter Józef Osas, Ministerbera-
ter für Israel und Palästina in der Abteilung für Afrika 
und den Nahen Osten, dass Warschau »unverändert die 
palästinensische Staatlichkeit im Rahmen einer two state 
solution als Endergebnis eines Verhandlungsprozesses 
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mit der israelischen Seite unterstützt«. Es war gerade die 
Notwendigkeit, diese Vereinbarung durch Gespräche 
mit den betreffenden Seiten auszuhandeln, der Grund 
dafür, dass sich der polnische Vertreter bei der UN bei 
der Abstimmung enthielt.

Die Vision einer solchen Konfliktlösung wurde bei 
verschiedenen Gelegenheiten konsequent hervorgehoben, 
so auch von allen Präsidenten: Alexander Kwaśniewski, 
Lech Kaczyński, Bronisław Komorowski und Andrzej 
Duda, die bei UN-Konferenzen (z. B. Komorowski im 
September 2011) sowie auch bei Besuchen in Israel und 
Palästina (z. B. Duda im Januar 2017) entsprechende 
Erklärungen abgaben.

Im Juni 2019 bekräftigte Außenminister Jacek 
Czaputowicz während des Besuchs von Riyad al Maliki, 
Außenminister der palästinensischen Autonomiegebiete, 
in Polen, dass »Polen – ähnlich wie die anderen EU-Län-
der – sich für die Lösung des israelisch-palästinensischen 
Konfliktes nach dem Zweistaatenmodell ausspricht, des-
sen Ergebnis die Entstehung eines souveränen Palästina 
wäre, das friedlich mit Israel koexistiert«.

In diesem Zusammenhang erscheint die polnische 
Erklärung nach Bekanntgabe des Vorschlags von US-
Präsident Donald Trump etwas uneindeutig. Dessen 
»deal of the century«, der klar als proisraelisch aufge-
fasst wurde, wurde von der polnischen Diplomatie »mit 
Freude« aufgenommen.

Diese Haltung stellte die Neutralität Polens und die 
bisherige eindeutige Unterstützung der Idee der Zwei-
staatenlösung gewissermaßen in Frage. Allerdings kann 
die Reaktion Polens auch aus der proamerikanischen 
Politik Warschaus und aus der Überzeugung erfolgt 
sein, dass man sämtliche amerikanischen Projekte unter-
stützen müsse.

Sehr deutlich war die Position Polens im Februar 
2020, als Israel die Annexion eines Teils des Westjordan-
lands plante. Gemeinsam mit Frankreich, Deutschland, 
Belgien und Estland verabschiedete Polen eine Stellung-
nahme, in der die Bereitschaft erklärt wurde, Maßnah-
men zu unterstützen, deren Ziel die Wiederaufnahme 
von Verhandlungen über eine »gerechte und nachhal-
tige Lösung des israelisch-palästinensischen Konfliktes« 
sei, die auf der Zweistaatenlösung basiere und sich ein-
deutig gegen eine potentielle Annexion eines Teils des 
Westjordanlands richte.

Das polnische Außenministerium erklärte auch, dass 
»alle Veränderungen der Grenzen von vor 1967 aus-
schließlich im Ergebnis einer Vereinbarung zwischen 
den Konfliktparteien vorgenommen werden dürfen«.

Nach dem Angriff der Hamas auf Israel am 7. Okto-
ber 2023 und im Zuge der israelischen Militäroperation 
im Gazastreifen sprachen sich die polnischen Entschei-
dungsträger erneut eindeutig für die Zweistaatenlösung 
aus. Im Dezember 2023 sagte Präsident Duda wäh-

rend der UN-Klimakonferenz in Dubai: »Wir sind seit 
vielen Jahren Befürworter der Zweistaatenlösung. Wir 
sprechen darüber in allen Foren, vor allem vor den Ver-
einten Nationen.« Im Februar 2024 gab Außenminister 
Radosław Sikorski eine ähnliche Erklärung ab: »Polen 
spricht sich für die Zweistaatenlösung im Nahen Osten 
aus, d. h. für die Existenz Israels und eines palästinen-
sischen Staates.«

Unterstützung für die palästinensische Staatlichkeit 
brachte Polen auch auf internationaler Bühne zum Aus-
druck. Im November 2023 gehörte es zu den Staaten, 
welche die Resolution der UN-Vollversammlung unter-
stützten, in der das »Recht der Palästinenser auf Selbst-
bestimmung« betont und zu einer »raschen Bildung des 
Staates Palästina« aufgerufen wurde.

In dieser Angelegenheit stimmte die Position der 
polnischen Regierung vollkommen mit den Forderun-
gen der Europäischen Union überein.

Jerusalem
Polen steht auch auf dem Standpunkt, dass ein unab-
hängiges Palästina seine eigene Hauptstadt in Ostjeru-
salem haben sollte. Im Gegensatz allerdings zur eindeu-
tigen Stellungnahme für die Zweistaatenlösung finden 
sich keine Äußerungen polnischen Politiker oder Diplo-
maten, die eine solche Lösung direkt ansprechen. Den-
noch lässt sich diese Position aus zwei Gründen erschlie-
ßen. Erstens beinhaltet die Feststellung, dass Palästina 
auf den von Israel 1967 besetzten Gebieten entstehen 
soll, selbstverständlich die Notwendigkeit, die israeli-
sche Armee aus dem östlichen Teil Jerusalems abzuzie-
hen. Außerdem hat keine polnische Regierung beschlos-
sen (und noch nicht einmal in Erwägung gezogen), die 
polnische Botschaft nach Jerusalem zu verlegen. Ein sol-
cher Umzug wird auf internationaler Bühne allgemein 
als Beweis aufgefasst, dass Israel das Recht zuerkannt 
wird, die gesamte Stadt Jerusalem in Besitz zu nehmen.

Hinzuzufügen wäre hier, dass sich Polen auf der 
UN-Vollversammlung im Dezember 2017 jedoch nicht 
dazu entschlossen hat, die Resolution zu unterstützen, 
die die USA für die Verlegung ihrer Botschaft nach 
Jerusalem kritisiert. Vielmehr hat sich Warschau seiner 
Stimme enthalten.

Genau dasselbe fand auch bei der Erklärung statt, die 
der Außenministerrat der Europäischen Union im Mai 
2018 verabschieden sollte. Sie umfasste drei Punkte: ers-
tens die Anerkennung Jerusalems als Hauptstadt zweier 
Staaten. Der zweite Punkt besagte, dass der endgültige 
Status von Jerusalem ausschließlich auf dem Verhand-
lungsweg zwischen den beiden Seiten festgelegt werden 
soll, und der dritte, dass die EU-Mitgliedsstaaten nicht 
den USA nachfolgen, d. h. nicht ihre Botschaften nach 
Jerusalem verlegen sollen. Gegen die gemeinsame Erklä-
rung legten Tschechien, Rumänien und Ungarn ein 
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Veto ein. Polen bezog keinen Standpunkt. Es ist aller-
dings anzunehmen, dass es die Annahme des Beschlus-
ses nicht blockiert hätte.

Jüdische Siedlungen
Die polnische Diplomatie spricht sich konsequent gegen 
die jüdische Besiedlung der von Israel im Jahr 1967 
besetzten Gebiete aus. Diese Position äußerte sich v. a. 
bei der Abstimmung über die Resolutionen der UN-
Vollversammlung, die die Einstellung des Ausbaus der 
jüdischen Siedlungen forderten. Auch polnische Politi-
ker äußerten ihre Missbilligung. Im Februar 2011 sagte 
Außenminister Sikorski im Interview mit der israeli-
schen Zeitung Haaretz: »Die Grenze der Freundschaft 
ist das internationale Recht. Wir glauben, dass die [jüdi-
sche, M.Sz.] Besiedlung [des Westjordanlands, M.Sz.] 
schlecht für Israel, schlecht für Palästina und schlecht 
für den Frieden ist.« Das gleiche wiederholte er wäh-
rend des Treffens mit dem Außenminister von Paläs-
tina, al-Maliki, im November 2013.

Die Sicherheit Israels
Die polnische Diplomatie hebt auch die Sicherheit Israels 
hervor. 2011 sagte Ministerpräsident Donald Tusk vor 
den Vereinten Nationen mit Blick auf die Frage der 
Staatlichkeit Palästinas: »Polen wird sehr entschieden 
den Standpunkt verteidigen, dass Veränderungen in 
der Region nicht die Sicherheit Israels verletzen dürfen«.

Tusks Worte zeigen die deutlich proisraelische Hal-
tung der polnischen Regierung. Obwohl nach dem Bei-
tritt Polens zur Europäischen Union eine Europäisie-
rung der polnischen Außenpolitik eintrat, ist Polen in 
Nahost-Fragen auf der Seite der Staaten mit proisraeli-
scher Option einzuordnen. Warschau positionierte sich 
in seiner Haltung zu dieser Region eher als Verbündeter 
der Vereinigten Staaten, denn als Anhänger der Nah-
ostpolitik der Europäischen Union. Zu unterstreichen 
ist allerdings, dass das keine allzu große Bedeutung 
hatte. Erstens, weil sowohl die USA als auch die EU in 
der Prioritätensetzung übereinstimmten und zweitens, 
weil die EU in der Region nicht als politische Macht 
wahrgenommen wird, sondern vielmehr als wichtigster 
Geldgeber, der die Palästinenser unterstützt. Sie wirkt 
auf die Konfliktseiten allein mit weichen Methoden ein.

Polen wurde, trotz der Erwartungen israelischer Ent-
scheidungsträger, nach seinem EU-Beitritt nicht der 
Fürsprecher Israels im Forum der Europäischen Union. 
Nichtsdestotrotz lässt sich die Haltung Warschaus zum 
Konflikt Israels mit den Palästinensern weiterhin als 
proisraelisch bezeichnen. Das bestätigt auch eine Erklä-
rung des Präsidenten Lech Kaczyński 2006, der sagte: 
»Polen ist ein Freund Israels und Israel kann immer auf 
Polen zählen.« Zwei Jahre später tat er eine ähnliche 
Aussage kund: »Polen ist eine starke Stimme, die das 

Recht des Staates Israel und der jüdischen Nation auf 
Leben in sicheren Grenzen verteidigt«, um hinzuzufü-
gen, dass Polen »einer der engsten Verbündeten Israels 
ist und bleiben wird«.

Das hat sich auch aktuell nicht geändert. Auch wenn 
infolge verschiedener Spannungen zwischen Warschau 
und Tel Aviv, die in der letzten Zeit auftraten, War-
schau nicht als entschieden proisraelisch bezeichnet wer-
den kann, so wurde es doch auch nicht propalästinen-
sisch. Polen hat sich nicht entschlossen, sich kritisch 
über die neuesten Maßnahmen Israels im Gazastrei-
fen zu äußern; mit Blick auf den Prozess gegen Israel 
vor dem Internationalen Gerichtshof zum angeblichen 
Völkermord an den Palästinensern sagte Außenminis-
ter Radosław Sikorski am 30. Januar 2024, dass »sich 
die Reaktion Israels auf den erschreckenden Terrorakt 
des erlittenen Angriffs, meiner Bewertung nach, nicht 
als Völkermord einordnen lässt.«

Kriegshandlungen
Die polnischen Regierungen unterstützten immer fried-
liche Lösungen im israelisch-plästinensischen Konflikt. 
Appelle polnischer Politiker traten v. a. in Situationen 
auf, wenn sich der Konflikt verschärfte. Im Jahr 2002 
sagte Präsident Kwaśniewski, »Israel muss verstehen, 
dass es Zeit ist, sich aus den besetzten Gebieten zurück-
zuziehen. Die Palästinenser sollten die terroristischen 
Anschläge einstellen.«

Ähnliche Äußerungen traten auch danach auf. 2008 
veröffentlichte das polnische Außenministerium aus 
Anlass der israelischen Operation »Gegossenes Blei« 
eine Sondererklärung, in der es seine Besorgnis über die 
Situation im Gazastreifen zum Ausdruck brachte. »Wir 
verurteilen den Raketenbeschuss der Hamas auf das 
Gebiet Israels. Gleichzeitig finden wir keine Rechtferti-
gung für das Ausmaß der militärischen Operation, die 
als Antwort von israelischer Seite unternommen wurde.« 
Das polnische Außenministerium rief die Konfliktsei-
ten dazu auf, zu Friedensgesprächen zurückzukehren.

Auch im Mai 2021 zeigte sich Polens Vizeminister 
Szymon Szynkowski vel Sęk während einer Videokon-
ferenz der EU-Außenminister besorgt über die massive 
Gewalteskalation im israelisch-palästinensischen Kon-
flikt. Er unterstrich zwar, dass Israel das Recht auf Selbst-
verteidigung habe, fügte aber hinzu, dass seine Militär-
operationen im Gazastreifen angemessen sein und den 
humanitären Prinzipien entsprechen müssten.

Auch der Angriff der Hamas im Oktober 2023 stieß 
auf die deutliche Verurteilung der polnischen Regierung. 
Im Messangerdienst X schrieb Präsident Andrzej Duda: 
»Ich bin schockiert über die heutigen brutalen Angriffe 
der Hamas auf Israel. Die Raketenangriffe und die Gei-
selnahme von Zivilisten rufen unseren tiefsten Einspruch 
hervor. Polen verurteilt entschieden jegliche Gewaltakte.«



8Polen-Analysen Nr. 326, 19.03.2024

Interessanterweise kommentierten die Vertreter 
Polens die späteren Maßnahmen Israels im Gazastrei-
fen nicht.

Palästinensische Flüchtlinge
Die Frage der palästinensischen Flüchtlinge trat auf der 
Agenda der polnischen Außenpolitik überhaupt nicht in 
Erscheinung. Es lässt sich spekulieren, dass Polen der 
von der EU unterstützten Forderung des Rechtes auf 
Rückkehr zustimmt, obgleich diese Haltung nie offi-
ziell herausgestellt wird.

Im Zusammenhang mit den Flüchtlingen lassen sich 
nur Informationen über die polnische Unterstützung 
für das Hilfswerk der Vereinten Nationen für Palästina-
Flüchtlinge im Nahen Osten (UNWRA) im Bereich 
Bildung, Gesundheitsversorgung und humanitäre Hilfe 
finden, die 2006 begann. Auf den Internetseiten der 
Regierung wird mitgeteilt, dass Warschau bis zum Jahr 
2021 knapp 19 Mio. Zloty (ca. 4,43 Mio. Euro) dafür 
gegeben hat.

Weitere Informationen zum UNWRA datieren vom 
Januar 2024. Nach Medienberichten über eine Zusam-
menarbeit zwischen Mitarbeitern der Organisation und 
der Hamas hat sich Polen im Gegensatz zu anderen Staa-
ten nicht entschieden, seine Unterstützung für das Hilfs-
werk einzustellen, da es »auf das Ergebnis der interna-
tionalen Untersuchung warten wird.«

Empfehlungen
Ein deutlicheres Interesse an dem Konflikt. Die rela-
tiv guten und ausgewogenen Kontakte sowohl mit Israel 
als auch mit Palästina könnten die Grundlage sein, um 
einen Raum für den Dialog mit den Streitparteien zu 
schaffen. Polen könnte als Mediator gute Dienste leis-
ten. Ein solcher Versuch würde mit Sicherheit das posi-
tive Image Polens stärken, und das nicht nur im Nahen 
Osten. Er würde aber auch ein stärkeres Interesse der 
polnischen Diplomatie an den Problemen der Region 
erfordern. Eine grundsätzliche Frage scheint hier zu sein, 
ob die polnische Regierung, die auf den Krieg in der 
Ukraine konzentriert ist, die Kapazitäten hat, Hilfe bei 
der Lösung der Probleme jenes Teils der Welt zu leisten.

Fast paradox scheint es, dass die Entfernung Polens 
vom Geschehen jedoch seine Wahl als möglichen Ver-
handlungsort begünstigt. Es gab bereits entsprechende 
Vorschläge. Anfang der 2000er Jahre signalisierte die 
Politik die Bereitschaft, Hilfe bei der Lösung des Kon-
fliktes zu leisten. Der damalige Präsident Alexander 
Kwaśniewski teilte dem israelischen Präsidenten Moshe 
Kac während seines Besuches in Polen (2003) die Bereit-
schaft mit, am Friedensprozess mitzuwirken, wenn die 
Beteiligten daran interessiert seien.

In gewisser Weise wurde die Idee, als Begegnungs-
ort zu fungieren, im Laufe des Krieges zwischen Israel 

und der Hamas schon umgesetzt. Im Dezember 2023 
trafen sich in Warschau der Chef des CIA, William 
Burns, der Ministerpräsident von Katar, Mohammed 
bin Abdulrahman Al Thani, und der Chef des israe-
lischen Auslandsgeheimdienstes. Ziel ihrer Gespräche 
soll die Freilassung weiterer israelischer Geiseln sowie 
die Einführung eines Waffenstillstands gewesen sein.

Einwirkung auf die Politik der Europäischen 
Union. Außerdem sollte Polen versuchen, die Hand-
lungsrichtung der EU mitzubestimmen. Erstens durch 
konsequente Unterstützung des Friedensprozesses. Zwei-
tens sollte Polen auf die Ausarbeitung einer kohärenten 
Politik in der EU und die Annahme eines Bedingungs-
prinzips hinwirken. Dieses würde auf realer Unterstüt-
zung für Israel beruhen und auf dem Angebot, ihm 
(eine Art) Sicherheitsgarantie zu geben sowie auf einer 
Öffnung hin zu einer immer engeren Zusammenar-
beit z. B. im Bereich der Wirtschaft – im Gegenzug für 
Fortschritte bei der Umsetzung von Maßnahmen, die 
der Entwicklung des Friedensprozesses dienen. Dieses 
Prinzip könnte auch den Palästinensern angetragen wer-
den. Die Europäische Union sollte die Verteilung finan-
zieller Unterstützung engmaschiger überprüfen. Deren 
Ausmaß sollte außerdem abhängig vom effektiven und 
angemessenen Nutzen sein. Auch sollte die Möglichkeit, 
finanzielle Unterstützung zielgerichtet für konkrete Pro-
jekte zuzuteilen, ernsthaft in Betracht gezogen werden. 
Dies würde den effektiveren Einsatz der Mittel ermögli-
chen und es erleichtern, ihre Verwendung zu evaluieren.

Eine weitere Richtung, in der Warschau aktiv wer-
den kann, wäre, eine gemeinsame Position der EU zur 
aktuellen heißen Phase des Konfliktes zu entwickeln.

Die Koordinierung der Positionen der einzelnen EU-
Mitgliedsstaaten ist keine einfache Aufgabe, sie ist aber 
auch nicht unmöglich. In den wichtigsten Fragen und 
grundsätzlichen Lösungsansätzen des israelisch-paläs-
tinensischen Konfliktes (die Entstehung eines paläs-
tinensischen Staates, die Ablehnung von Gewalt, der 
Stopp des jüdischen Siedlungsbaus) haben die EU-Staa-
ten ähnliche Positionen. Bei anderen Themen verhält es 
sich jedoch anders. Manche Staaten stellen sich auf die 
Seite Israels (z. B. Deutschland und Tschechien), andere 
unterstützen die Palästinenser (z. B. Irland). Hier eine 
gemeinsame Haltung der EU für eine weitere Phase des 
Konfliktes zu erarbeiten, kann problematisch werden.

Dennoch sollte der Versuch unternommen werden und 
Polen hat dazu eine aussichtsreiche Gelegenheit, da es in der 
ersten Jahreshälfte 2025 die EU-Ratspräsidentschaft über-
nimmt. Die Erarbeitung einer gemeinsamen Position zum 
israelisch-palästinensischen Konflikt könnte in die Agenda 
der polnischen Präsidentschaft aufgenommen werden.

Friedenseinsätze. Eine weitere Handlungsoption der 
polnischen Diplomatie wäre, in allen internationalen Foren 
für die Notwendigkeit zu werben, eine Form von Friedens-
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kräften einzusetzen, welche die Konfliktparteien wirk-
sam auseinanderbringen und zur Deeskalation beitragen. 
Polen könnte sich hier mit seinen Erfahrungen bei UN-
Friedensmissionen (u. a. im Nahen Osten) aktiv beteiligen.

Humanitäre Hilfe und Entwicklungshilfe für Paläs-
tina. Polen sollte sich so viel wie möglich bei humanitären 
Maßnahmen und Hilfsmaßnahmen engagieren. Seit 2005 
leistet Polen Entwicklungshilfe an Palästina in Form von 
technischer Hilfe, Lieferung von Waren, Geräten, Mate-
rial, Dienstleistungen und Stipendien. Der Gesamtwert 
der Hilfe belief sich im Zeitraum von 2005 bis 2016 auf 
mehr als 25 Mio. Zloty (ca. 5,83 Mio. Euro). Des Weiteren 
hilft die polnische Regierung bei der Realisierung konkre-
ter Projekte (z. B. Erhaltung der Geburtskirche in Beth-
lehem, Unterstützung des Waisenhauses Home of Peace).

Hilfe für die Palästinenser haben auch polnische 
Nichtregierungsorganisationen (z.  B. Polska Akcja 
Humanitarna) sowie die katholische Kirche (Caritas Pol-
ska, der polnische Zweig von »Kirche in Not«) geleistet. 
Es bestehen außerdem Kooperationen auf kommunaler 
Ebene. Tschenstochau (Częstochowa) pflegt eine Städte-
partnerschaft mit Bethlehem und Kętrzyn mit Jericho.

Diese Form der Zusammenarbeit sollte aktiv blei-
ben. Entwicklungshilfe und humanitäre Hilfe sind in 
der gegenwärtigen Situation unerlässlich und sind zudem 
nicht kontrovers. Gleichzeitig, was jedoch nicht der wich-
tigste Aspekt ist, baut sich der Geber international ein 
positives Image auf. Das einzige Minus, das die Umset-
zung dieser Art Projekte erschwert, ist, dass auf palästi-
nensischer Seite glaubwürdige und ehrliche Partner fehlen.

Intensivierung der wirtschaftlichen Kontakte und 
Entwicklung des Tourismus. Das Ansehen Polens in 
der Region lässt sich auch durch die Intensivierung der 
wirtschaftlichen Kontakte und die Entwicklung des 
Tourismus stärken. Höhere Handelsumsätze erhöhen 
die Attraktivität Polens und lassen hoffen, dass Polen 
größere Einflussmöglichkeiten auf die beiden Konflikt-
parteien erlangt. Darüber hinaus kann die Intensivie-
rung des Tourismus die wirtschaftliche Situation der 
palästinensischen Familien messbar verbessern, indem 
sie Dienstleistungen für Touristen und Pilger anbieten.

Übersetzung aus dem Polnischen: Silke Plate

Über den Autor
Prof. Dr. Marcin Szydzisz, Politologe und Historiker, hat eine Professur am Institut für internationale Studien und 
Sicherheit der Universität Wroclaw, Breslau (Instytut Studiów Międzynarodowych i Bezpieczeństwa, Uniwersytet 
Wrocławski, Wrocław) inne. Seine Forschungsschwerpunkte sind der Nahe Osten, insbesondere Israel und Palästina, 
und die polnische Außenpolitik sowie nationale Minderheiten in Polen und Europa.

Quelle: Wikipedia

Ministerpräsident Israels, Amtszeit

David Ben-Gurion, 1948–1954, 1963 Geb. 1886 in Płońsk, Kongresspolen; wanderte 1906 nach Palästina aus

Menachem Begin, 1977–1983 Geb. 1913 in Brest (damals Russland), wurde 1939 Chef der polnischen Betar (zio-
nistische Jugendorganisation), inhaftiert im russischen Straflager Workuta, 1941 als 
polnischer Staatsbürger freigelassen, bis 1942 Angehöriger der Polnischen Armee in 
der Sowjetunion unter General Anders (in Iran und Palästina)

Jitzchak Schamir, 1983–1984, 
1986–1992

Geb. 1915 in Różana (bei Grodno, damals Russland), Abitur in Białystok, Jurastudium 
in Warschau; wanderte 1935 nach Palästina aus

Schimon Peres, 1984–1986, 
1995–1996 

Geb. 1923 in Wiszniew, damals Ostpolen; wanderte 1934 nach Palästina aus

Benjamin Netanjahu, 1996–1999, 
2009–2021, erneut seit 2022

Geb. 1949 in Tel Aviv, Sohn von Benzion Netanjahu, der 1910 in Warschau geboren 
wurde

Ehud Barak, 1999–2001 Geb. 1942 im Kibbuz Mischmar haScharon als Sohn einer polnischen Einwandererfamilie

Biographische Beziehungen israelischer Ministerpräsidenten zu Polen
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UMFRAGEN

Die Einstellungen der polnischen Bevölkerung zum 
israelisch-palästinensischen Konflikt

Grafik 1:	 Gefährdet der israelisch-palästinensische Konflikt die globale Sicherheit? (%)
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Quelle: CBOS: Komunikat z badań Nr. 153/2023: Opinie Polaków o konflikcie izraelsko-palestyńskim [Meinungen der Polen zum israelisch-palästinensi-
schen Konflikt]. Warszawa 12/2023. www.cbos.pl
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schen Konflikt]. Warszawa 12/2023. www.cbos.pl

Grafik 2:	 Mit welcher Seite des israelisch-palästinensischen Konfliktes sympathisieren Sie mehr? (%)
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CHRONIK

05. – 18. März 2024 
05.03.2024 Verteidigungsminister Władysław Kosiniak-Kamysz besucht in Korzeniowo (Woiwodschaft Pommern/woje-

wództwo pomorskie) die Militärübung Dragon 24, die im Rahmen des NATO-Manövers Steadfast Defender 
24 mit ca. 90.000 Soldaten aus allen NATO-Mitgliedsstaaten und Schweden stattfindet. Bei Steadfast Defen-
der 24 wird die Verteidigung gegen einen Angriff Russlands simuliert. An Dragon 24 nehmen 15.000 Solda-
ten der polnischen Streitkräfte und insgesamt 20.000 Soldaten, darunter aus Deutschland, teil. Geübt wird 
die Überquerung der Weichsel.

06.03.2024 In Warschau protestieren nach Angaben der Polizei ca. 30.000 Bauern gegen die EU-Landwirtschaftspolitik 
und den Green Deal sowie gegen den erleichterten Import von landwirtschaftlichen Produkten und Lebensmit-
teln aus der Ukraine in die EU, insbesondere Polen. Die erleichterte Einfuhr war infolge des russischen Krie-
ges gegen die Ukraine von der EU beschlossen worden und hat negative Folgen für die polnischen Landwirte. 
Während des Protestes kommt es zu Ausschreitungen gegen die Polizei und werden EU-Fahnen verbrannt. 
Ministerpräsident Donald Tusk bietet Bauernvertretern einen Gesprächstermin in drei Tagen an. 

07.03.2024 Innenminister Marcin Kierwiński teilt mit, dass bei den Ausschreitungen während der Bauernproteste am Vor-
tag in Warschau 14 Polizisten verletzt und 55 Personen festgenommen wurden. Die Ausschreitungen gegen die 
Polizei seien von Provokateuren und Hooligans ausgegangen. 

07.03.2024 Der Sejm beschließt mit 435 Stimmen bei fünf Gegenstimmen die Aussetzung des Vertrages über Konventio-
nelle Streitkräfte in Europa (KSE-Vertrag), der 1990 von den damaligen Mitgliedsstaaten der NATO und des 
Warschauer Paktes unterzeichnet worden war. Der Vertrag legt Obergrenzen für die Anzahl schwerer Waffen-
systeme fest, die in Europa bis zum Ural stationiert werden dürfen. Der russische Präsident Wladimir Putin 
teilte im November 2023 mit, dass Russland den Vertrag aufgekündigt hat, daraufhin beschlossen die NATO-
Mitgliedsstaaten, den Vertrag auszusetzen.

08.03.2024 Nach aktuellen Angaben von Eurostat betrug die Arbeitslosenquote im Januar 2024 in Polen 2,9 %. Eine 
niedrigere Quote in der Europäischen Union hatte nur Malta mit 2,6 %. Der EU-Durchschnitt lag bei 6 % 
(Deutschland: 3,1 %); die Arbeitslosenquote in der Eurozone betrug durchschnittlich 6,4 %.

09.03.2024 Ministerpräsident Donald Tusk trifft sich mit Vertretern der seit mehreren Wochen protestierenden Bauern. 
Die Proteste richten sich gegen Auflagen der EU-Agrarpolitik sowie gegen die Einfuhr ukrainischer landwirt-
schaftlicher Produkte und Lebensmittel zu erleichterten Bedingungen. Tusk stellt ein Hilfsprogramm des Land-
wirtschaftsministeriums für die Bauern in Aussicht, das den Getreideüberschuss infolge des Imports aus der 
Ukraine reduzieren soll. Weiter sagt er zu, sich bei der Europäischen Kommission für eine Abmilderung der 
Vorschriften des Green Deal einzusetzen. 

11.03.2024 Während seines Besuchs in den USA hält Präsident Andrzej Duda eine Rede aus Anlass des 25. Jahrestages 
des Beitritts Polens zur NATO. Der Beitritt sei eine der größten Errungenschaften in der neuesten polnischen 
Geschichte. Der Krieg Russlands gegen die Ukraine zeige, dass die NATO-Staaten ihre Armeen modernisie-
ren und verstärken müssen. Duda schlägt vor, dass die NATO-Mitgliedsländer ihre Verteidigungsausgaben 
von zwei auf drei Prozent ihres Bruttoinlandsprodukts anheben.

12.03.2024 Ministerpräsident Donald Tusk und Präsident Andrzej Duda werden in Washington von US-Präsident Joe 
Biden empfangen. Bekräftigt wird die solidarische militärische, finanzielle und humanitäre Unterstützung für 
die Ukraine, gegen die Russland seit mehr als zwei Jahren Krieg führt. Die USA stellen Polen einen Kredit 
über 2 Mrd. US-Dollar für den Kauf von 96 Apache Kampfhubschraubern in Aussicht. Sie sollen der Siche-
rung der NATO-Ostflanke dienen. 

13.03.2024 Das Außenministerium gibt die Entscheidung von Außenminister Radosław Sikorski bekannt, einen Perso-
nalwechsel in den Auslandsvertretungen der Republik Polen durchzuführen. Es sollen mehr als 50 amtierende 
Botschafter ausgetauscht sowie mehrere unter der Vorgängerregierung von Recht und Gerechtigkeit (Prawo i 
Sprawiedliwość – PiS) eingereichte Kandidaturen zurückgewiesen werden. Die Regierung, die die Verantwor-
tung für die Außenpolitik trage, halte den Austausch in den Vertretungen für notwendig. Er diene dem bes-
seren und professionellen Umgang mit den großen Herausforderungen der polnischen Außenpolitik, heißt es 
in der Erklärung. 



12Polen-Analysen Nr. 326, 19.03.2024

15.03.2024 In Berlin empfängt Bundeskanzler Olaf Scholz seine Amtskollegen des »Weimarer Dreiecks« (Deutschland, 
Frankreich, Polen), Emanuel Macron und Donald Tusk. Scholz betont die Einheit der drei Länder bei der Unter-
stützung der Ukraine, die sich im Kampf gegen den Angreifer Russland befindet. Sie hätten bei dem Treffen ver-
einbart, Waffen für die Ukraine auf dem Weltmarkt zu kaufen, außerdem solle die Rüstungsproduktion zusam-
men mit der Ukraine ausgebaut werden und im Rahmen des die Ukraine unterstützenden Ramstein-Formats 
werde sich eine Kompetenzkoalition für Langstreckenraketen bilden. Tusk unterstreicht, dass das Tempo der 
militärischen und finanziellen Unterstützung für die Ukraine nicht langsamer werden dürfe. Macron betont 
ebenfalls die Entschlossenheit der drei Länder, die Ukraine so lang wie erforderlich gegen Russland zu unter-
stützen, wobei keine Initiativen unternommen werden würden, die zu einer Eskalation führen könnten. 

17.03.2024 Polnische Bauern blockieren die Autobahn 2 am deutsch-polnischen Grenzübergang in Świecko (Woiwod-
schaft Lebuser Land/województwo lubuskie). Der Protest richtet sich gegen Umweltauflagen der Europäischen 
Union für die Landwirtschaft und gegen die Einfuhr von landwirtschaftlichen Produkten aus der Ukraine. 
Die Blockade soll vier Tage dauern. 

18.03.2024 Verteidigungsminister Władysław Kosiniak-Kamysz empfängt in Warschau seinen deutschen Amtskolle-
gen Boris Pistorius. Nach dem Treffen kündigt Kosiniak-Kamysz an, dass beide Länder ab Juli dieses Jahres 
jeweils 2.500 Soldaten für eine schnelle Einsatztruppe in Europa zur Verfügung stellen werden. Pistorius lobt 
Polen als extrem wichtigen Partner und Freund sowie als zentralen Partner für die Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik Ostmitteleuropas. Pistorius distanziert sich von Äußerungen des SPD-Fraktionsvorsitzenden Rolf 
Mützenich. Dieser hat unlängst von einem Einfrieren des von Russland ausgehenden Krieges in der Ukraine 
gesprochen. Pistorius sagt, ein solcher Schritt würde am Ende nur Russlands Präsident Wladimir Putin hel-
fen. Auch Kosiniak-Kamysz hält die Idee für gefährlich; Polen ziehe sie nicht in Betracht. Polen erwäge zur-
zeit auch nicht, Truppen in die Ukraine zu entsenden. Eine solche Denkoption hat der französische Präsident 
Emanuel Macron vor einigen Tagen geäußert. Dennoch dürfe man sich nicht an den Krieg in der Ukraine als 
Normalität gewöhnen.

Sie können die gesamte Chronik seit 2007 auch auf  http://www.laender-analysen.de/polen/ unter dem Link »Chronik« lesen.

http://www.laender-analysen.de/polen/
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